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So alt wie die Bilanzfälschung selbst
„Kopf oder Zahl“: „500 000 Euro Strafe“, FR-Wirtschaft vom 4. April

Die APAS hat die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft EY mit einer
Geldstrafe von EUR 500000 be-
legt hat belegt. Die APAS ist eine
Unterabteilung des BAFA (Bun-
desamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle) und zuständig für
die Kontrolle von WP-Gesell-
schaften. Zusätzlich wurde eine
Art von Berufsverbot verhängt.
EY darf bei „Unternehmen von
öffentlichem Interesse“ zwei Jah-
re lang keine gesetzlichen Ab-
schlussprüfungen durchführen.
Die Sanktionen erfolgen wegen
„Berufspflichtverletzungen“ bei
der Prüfung von Wirecard-Bilan-
zen aus den Jahren 2016 bis 2018.
Es besteht leider die Erfahrung,

dass bei längerer Zusammenar-
beit zwischen Unternehmen und
Wirtschaftsprüfern aus beider-
seitigem Interesse sogenannte
„toxische“ Beziehungen entste-
hen können. Es ist demnach da-
von auszugehen, dass bei Wire-
card schon 2016 bis 2018 unter
der Aufsicht von EY manipuliert
wurde.

Die Frage ist: Warum wurde
das erst jetzt bekannt? Wirecard
steht schon länger unter Ver-
dacht. Oder hat man die Bilan-
zen erst jetzt überprüft, nach-
dem Wirecard insolvent war?
Beim Landgericht München ver-
sucht gerade der Wiesbadener
Prominentenanwalt Alfred Dier-

lamm das Gericht davon zu
überzeugen, dass sein Mandant,
der ehemalige Vorstandsvorsit-
zende von Wirecard, Markus
Braun, nichts von den Bilanzfäl-
schungen wusste, sondern selbst
das Opfer betrügerischer Mitar-
beiter geworden ist.

Der Trick, Bilanzen zu schö-
nen, indem man Forderungen im
Ausland erfindet, ist so alt wie
die Bilanzfälschung selbst. Asien
ist als Objekt hierfür beliebt, da
in der Regel Überprüfungen an
der lokalen Desorganisation
scheitern. Eine ähnliche Verteidi-
gungsstrategie hatte bereits Frau
von der Leyen bei ihrem Unter-
suchungsausschuss wegen der

Vergabe von überteuerten Bera-
terverträgen durch ihre Staatsse-
kretärin an deren ehemalige Kol-
legen mit Erfolg praktiziert. Alle
Unregelmäßigkeiten hätten un-
terhalb ihrer Entscheidungsebe-
ne stattgefunden. So war es sogar
möglich, noch in das höchste
Amt in Europa befördert zu wer-
den. Angesichts des enormen
Schadens, der durch den Wire-
card-Betrug bei Anlegern und
Banken entstanden ist, kann
man hier auch getrost von einem
Staatsversagen sprechen. Man
wusste doch, wo Wirecard her-
kam, nämlich aus dem Porno-
und Glücksspielgeschäft.

Christoph Kruppa, Riederich

Wenn Grüne lieber schlecht als nicht regieren
Klimapolitik; Erwiderungen auf „Ein offener Brief an Olaf Scholz“, FR-Forum vom 15. April

Der Leser stellt

die falsche Frage

Lieber Herr Hoffmann, in Ihrem
Leserbrief merken Sie an, dass
„Wir in Deutschland leider nicht
das Weltklima retten“ können.
Da haben Sie wohl recht! In die-
sem Zusammenhang stellen Sie
aber an unseren Bundeskanzler
die Frage: „Können Sie weltweit
den CO2-Ausstoß senken oder
nur mit unserem kleinen
Deutschland einen geringen Bei-
trag leisten?“ Das ist aus drei
Gründen die falsche Frage.

Erstens: Deutschland hat das
Pariser Abkommen (mit dem
1,5-Grad-Ziel) unterschrieben.
Dabei handelt es sich um einen
völkerrechtlich verbindlichen
Vertrag. Zweitens: Wenn man
sich nur auf den Pro-Kopf-Aus-
stoß an CO2 fokussiert, so muss
man konstatieren, dass Deutsch-
land mit elf Tonnen/Einwohner
doppelt so viel in die Luft bläst
wie ein Durchschnittsbürger auf
der Erde. Chinesen und Inder
enthalten. Somit hat Deutsch-
land eine moralische Pflicht ge-
genüber den anderen, seinen
Ausstoß zu reduzieren! Drittens:
Wenn Deutschland in der EU ei-
ne Vorreiterrolle einnimmt, und
die EU-Staaten dann nachziehen,
handelt es sich bereits um zehn
Prozent des weltweiten Aussto-
ßes. Außerdem würde dann die
EU eine weltweite Vorbildfunkti-
on übernehmen und dem Rest
der Welt zeigen, dass es sich auch
wirtschaftlich lohnen wird, auf
erneuerbare Energien umzustel-
len. Matthias Wooge, Neu-Isenburg

Der Grünen-Sprech klingt

logisch, ist es aber nicht

Fabian Scheuermann findet „am
besten wohl noch eine Regie-
rungsbeteiligung der Grünen, die
immerhin in kleinen Schritten
Klimaschutz betreiben können“.
Damit teilt er wohl die Standard-
argumentation der Grünenspitze:
Wir stehen für Klimaschutz. Je
mehr Wählerstimmen, Parla-
mentssitze und Regierungspos-
ten wir bekommen, desto besser
für den Klimaschutz. Aus der ge-
gebenen Situation holen wir op-
timalen Klimaschutz heraus.
Mehr ist nicht drin, solange nicht
mehr Leute die Grünen wählen.

Klingt logisch, ist es aber nicht.
Diese Ideologie wirkt wie ein
Unfehlbarkeitsdogma. Sie immu-
nisiert gegen jede noch so be-
rechtigte Kritik. Selbst ein Rück-
fall hinter das unzureichende
Klimaschutzgesetz der großen
Koalition wird legitimiert. In die-
ser Logik ist keine Situation vor-
gesehen, in der Grüne „lieber
nicht, als schlecht regieren“. Re-
gieren um jeden Preis: Dieses
Motto ist sachlich nicht zu be-
gründen, sondern Scheuklappen
zu verdanken, dem Ausblenden
von Realität.

Jede Regierung, ob mit oder
ohne Grüne, ist verfassungs-
rechtlich zur Einhaltung der Pa-
riser Klimaziele verpflichtet. Eine
Regierung ohne Grüne kann

schlechte oder sogar bessere Kli-
mapolitik machen wie die Am-
pel, nur wäre die ideologisch-
thematische Arbeitsteilung eine
andere: eine andere Partei würde
Klimaschutz für sich reklamie-
ren.

Die Standardargumentation
der Grünen zieht keine ehrliche
Bilanz. Sie tut so, als hätten die
Grünen Klimaschutz für sich ge-
pachtet, reduziert Politik auf Par-
lamentarismus, zieht die ent-
scheidenden außerparlamenta-
risch-zivilgesellschaftlichen Ak-
teure höchstens noch als Wahl-
helferverein ins Kalkül und igno-
riert die überparteilich bindende
völker- und verfassungsrechtli-
che normative Verpflichtung zur
Einhaltung des Pariser Klimaab-

kommens. Nur unter diesen fal-
schen Prämissen wäre Klimapo-
litik mit Beteiligung der Grünen
a priori das kleinere Übel. Der-
zeit ist das Gegenteil der Fall.

Karl Höhn.Frankfurt

Wissings

Taschenspielertricks

Der Expertenrat für Klimafragen
hat die Treibhausgasbilanz über-
prüft und festgestellt, dass
Deutschland viel zu wenig tut,
um seine Klimaziele für 2030 zu
erreichen. Speziell der Verkehrs-
sektor lässt keine Bemühung er-
kennen, die vereinbarte CO2-Ein-
sparung zu erreichen. Im Gegen-
teil, im Verkehrssektor ist der
CO2-Ausstoß sogar noch gestie-
gen. Den Verkehrsminister ficht
dies nicht an. Eigentlich hätte er
schon letztes Jahr ein Sofortpro-
gramm präsentieren müssen, um
aufzuzeigen wie er gedenkt, die
Lücke zu schließen. Die Vorschlä-
ge, die er dem zuständigen Exper-
tenrat für Klimafragen damals
präsentierte, wurden als völlig
unzureichend zurückgewiesen.
Sein Sofortprogramm sei „schon
im Ansatz ohne hinreichenden
Anspruch“(„Setzen, 6“). Die FDP
will sich um ihren Beitrag zum
Klimaschutz auf Kosten der ande-
ren Sektoren herummogeln. Sie
weicht die Vorgabe des Bundes-
verfassungsgerichtes auf, wonach
die Minderungsziele der Treib-
hausgasemissionen ab 2031 bes-
ser geregelt werden müssen. Wir
dürfen nicht zukünftigen Genera-
tionen die Hauptlast der CO2-Ein-
sparungen aufbürden, so das Ge-
richt. Wenn jedoch absehbar
schon das Einsparungsziel für
2030 nicht erreicht wird, bedeu-
tet dies, dass die zukünftige Ge-
nerationen noch mehr einsparen
müssen. Eigentlich müsste das
Bundesverfassungsgericht bei ei-
ner so gravierenden Missachtung
seines Urteils von sich aus tätig
werden und vorsorglich eine Auf-
weichung des Klimaschutzgeset-
zes als verfassungswidrig dekla-
rieren. Leider ist ein solches akti-
ves Tätig werden nicht vorgese-
hen, so dass sich Herr Wissing
mit diesem Taschenspielertrick,
und der Unterstützung aus dem
Kanzleramt, zumindest vorerst
aus der Verantwortung stehlen
kann. Dieter Murmann, Dietzenbach

Vermeintliche
Vorurteile
Zu: „Alles anders gemeint“,
FR vom 15. April 2023, S. 34

Die nicht abreißende Kritik an
den umstrittenen Äußerungen
von Mathias Döpfner führt nicht
weit genug. Es geht nicht nur um
eine Causa, die leider einmal
mehr kein gutes Bild darüber
Auskunft gibt, wie wenig viele in
der alten Bundesrepublik soziali-
sierten Menschen anscheinend
wirklich über die Geschehnisse in
Ostdeutschland nach 1990 verste-
hen, da Eliten auf die einfache
Bevölkerung herabschauen und
es am Ende selbst sind, die für
Rechtspopulisten einen erhebli-
chen Nährboden bereiten. Des-
halb hat die „Bild“-Chefredakteu-
rin Marion Horn gewissermaßen
als Stimme der Vernunft recht,
wenn sie eine glaubhafte reflek-
tierte Entschuldigung einfordert,
die über beschwichtigende Worte
hinausgeht. Zumal gerade je-
mand, der nach der Wende ei-
gentlich genügend Möglichkeiten
hatte, sich nicht nur unter seines-
gleichen, sondern auch der nor-
malen Bevölkerung auszutau-
schen, damit negative Stereoty-
pen und vermeintliche Vorurteile
gar nicht erst entstehen!

Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Minister Robert Habeck hat derzeit viel zu erklären. PHOTOTHEK.NETX

Völlig
verkommen
Deutsche Bahn: „So unpünktlich wie
nie“, FR-Wirtschaft vom 31. März

Hochbezahlte Bahnmanager ha-
ben es vermocht, die Deutsche
Bahn AG in ein Milliardengrab zu
verwandeln, einen Rekordschul-
denberg von 30 Milliarden Euro
aufzutürmen und den Zugver-
kehr fast bis zur Beliebigkeit ver-
kommen zu lassen (kommt er,
wann kommt er oder kommt er
gar nicht?) Werden nicht grund-
legende Regeln der Unterneh-
mensführung mit Füßen getre-
ten werden, wenn die Infrastruk-
tur vernachlässigt wird und
Schienenstrecken dem Ver-
schleiß oder dem Verfall preisge-
geben werden? Bereits im Jahr
2001, sieben Jahre nachdem die
Beamtenbahn entschuldet und
der Bahnvorstand durch ein mo-
dernes, rund zehnfach höher be-
soldetes Management ersetzt
worden war, erkannte der Gieße-
ner Verkehrswissenschaftler
Aberle die Schieflage der Deut-
schen Bahn AG. Er mahnte, dass
„die im Jahr 2000 öffentlich be-
kanntgemachte Vernachlässi-
gung des Bestandsnetzes, ein Ma-
nagementfehler ist“. Auch die im
Jahresrhythmus erfolgten War-
nungen des BRH wurden in den
Wind geschlagen.

Jetzt darf der Steuerzahler wie-
der mit Milliarden bluten. Dabei
ist gar nicht sichergestellt, ob das
Geld den angerichteten Schaden
überhaupt korrigieren können.
Die Konkurrenten von der Straße,
die nicht mit milliardenschweren
Subventionen träge und unflexi-
bel geworden sind, sitzen nämlich
mit Alternativantrieben und auto-
nom fahrenden Fahrzeugen längst
in den Startlöchern

Bernd d’Amour, Wettenberg


